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Das zum Ende des zweiten Quartals 2020 veröffentlichte Cleary Gottlieb M&A-Telegramm bestätigt: (1) Der deutsche M&A-

Markt hat Corona überlebt. (2) Investmentkontrolle und Industriepolitik werden zu bestimmenden Faktoren (s. PM Cleary

Gottlieb vom 25.6.2020). Dr. Michael J. Ulmer, M&A-Partner im Frankfurter Büro von Cleary Gottlieb, kommentiert: „Der Staat

wird künftig eine entscheidende Rolle im deutschen M&A-Markt spielen; über die zunehmend weniger ausrechenbare In-

vestmentkontrolle und als Akteur im Rahmen einer momentan kaum gebremsten Industriepolitik.“ Der im Lichte der Coro-

na-Krise als besonders eilbedürftig eingestufte Gesetzentwurf zur Änderung des AWG ist am 18.6.2020 durch den Bundestag

verabschiedet worden. Kernpunkt der Novelle ist die Übertragung der EU-Screening-Verordnung (Verordnung 2019/452) in

das deutsche Investitionsprüfungsrecht (s. hierzu auch Hasselbach/Stepper, BB 2020, 1538, 1543, in diesem Heft). Eine He-

rausforderung für außereuropäische Investoren in Deutschland, die nach vollständiger Implementierung der Verordnung

zum Oktober 2020 bis zum Herausbilden einer Verwaltungspraxis Neuland betreten, so Ulmer.
Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Alternative Streitbeilegung in Ver-

braucherangelegenheiten – Pflichtangaben

eines Unternehmers auf der Website

Art. 13 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2013/11/EU

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 21. Mai 2013 über die alternative Beilegung

verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004

und der Richtlinie 2009/22/EG (Richtlinie über

alternative Streitbeilegung in Verbraucherange-

legenheiten) ist dahin auszulegen, dass ein Un-

ternehmer, der auf seiner Website die Allgemei-

nen Geschäftsbedingungen für Kauf- oder

Dienstleistungsverträge zugänglich macht, über

diese Website jedoch keine Verträge mit Ver-

brauchern schließt, in diesen Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen die Informationen über die

Stelle oder die Stellen zur alternativen Streitbei-

legung, von der bzw. von denen er erfasst wird,

aufführen muss, sofern er sich verpflichtet oder

verpflichtet ist, diese Stelle oder diese Stellen zur

Beilegung von Streitigkeiten mit Verbrauchern

einzuschalten. Es reicht insoweit nicht aus, dass

der Unternehmer die Informationen in anderen

auf der Website zugänglichen Dokumenten oder

unter anderen Reitern der Website aufführt oder

sie dem Verbraucher beim Abschluss des Ver-

trags, für den die Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen gelten, mittels eines gesonderten Doku-

ments zur Verfügung stellt.

EuGH, Urteil vom 25.6.2020 – C-380/19
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-1537-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Unwirksame Entgeltklausel für Basis-

konto

Der BGHhatmitUrteil vom30.6.2020 – XI ZR 119/

19–entschieden,dassdie indenAllgemeinenGe-

schäftsbedingungen eines Kreditinstituts enthal-

tenen Entgeltklauseln für ein Zahlungskonto mit

grundlegenden Funktionen (Basiskonto) im Ver-

kehrmit Verbrauchern unwirksam sind, wenn bei

der Bemessung des Entgelts das kontoführende

Institut denmit der Führung von Basiskonten ver-

bundenen Mehraufwand allein auf die Inhaber

vonBasiskontenumgelegthat.

Die Entgeltklauseln sind Gegenstand der Inhalts-

kontrolle nach § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB, weil sie

von der gesetzlichen Preisregelung des § 41

Abs. 2 ZKG abweichen. Nach dessen Satz 1 muss

das Entgelt fürdievon§ 38ZKGerfasstenDienste,

d. h. die grundlegenden Funktionen eines Zah-

lungskontos, nämlich das Ein- und Auszahlungs-

geschäft sowie das Lastschrift-, Überweisungs-

und Zahlungskartengeschäft, angemessen sein.

Für die Beurteilung der Angemessenheit sind

nach § 41 Abs. 2 Satz 2 ZKG insbesondere die

marktüblichen Entgelte und das Nutzerverhalten

zu berücksichtigen. Diese Bewertungsparameter

sind jedoch – was sich bereits aus dem Wortlaut

(„insbesondere“) ergibt – nicht abschließend. Bei

der Prüfung der Angemessenheit eines Entgelts

für einBasiskonto ist auch indenBlick zunehmen,

dass die Vorschriften über das Basiskonto allen,

d. h. insbesondere auch einkommensarmen Ver-

brauchern den Zugang zu einem Zahlungskonto

mit grundlegenden Funktionen und damit die

TeilhabeamZahlungsverkehrermöglichen sollen.

Das Entgelt für ein Basiskonto ist jedenfalls dann

nicht angemessen i. S. des § 41 Abs. 2 ZKG, wenn

in dem verlangten Entgelt Kostenbestandteile

enthaltensind,dieentwedergarnichtoder jeden-

falls nicht nur auf die Nutzer der Basiskonten um-

gelegtwerden dürfen. Diese Vorschrift schließt es

nach ihrem Sinn und Zweck insbesondere allge-

mein aus, den mit der Führung von Basiskonten

verbundenenZusatzaufwandoderdiemitderAb-

lehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basis-

kontos verbundenenKosten allein auf die Inhaber

vonBasiskontenumzulegen.
(PM BGH Nr. 084/2020 vom 30.6.2020)

BGH: Zur Erforderlichkeit von Warnhinwei-

sen beim Verkauf von Zigaretten – Vorab-

entscheidungsersuchen an den EuGH

Der u. a. für das Wettbewerbsrecht zuständige

I. Zivilsenat des BGH hat dem EuGHmit Beschluss

vom 25.6.2020 – I ZR 176/19 – Fragen vorgelegt,

mit denen geklärt werden soll, ob Zigarettenpa-

ckungen in Warenausgabeautomaten an Super-

marktkassen zum Kauf bereitgehalten werden

dürfen, wenn die gesundheitsbezogenen Warn-

hinweise auf den Zigarettenpackungen durch

denWarenausgabeautomaten verdeckt sind.
(PM BGH Nr. 081/2020 vom 25.6.2020)

Brandenburgisches OLG: Keine Firmenfort-

führung durch Etablissementbezeichnung –

„Stutenhaus“

§ 25 Abs. 1 S. 1 HGB ist auf Geschäftsbezeich-

nungen nicht analog anzuwenden.

Neben dem Namen des Inhabers erlangt eine

Geschäftsbezeichnung nicht ein so überragen-

des Gewicht, dass der Name als prägender Teil

der Firma nicht mehr in Betracht käme.

Während das bloßeWeglassen des Vornamens in

der neuen Firma, die daneben den Gegenstand

des Unternehmens unverändert bezeichnet, die

Kontinuität des Unternehmens hervorheben

kann, unterstreicht das Ersetzen eines Vorna-

mens durch einen anderen nicht nur den Wech-

sel der Unternehmensträgers, sondern stellt auch

die Kontinuität des Unternehmens in Frage.

BrandenburgischesOLG, Urteil vom24.6.2020–

7U44/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-1537-2

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
BReg: Gesetzentwurf zur weiteren Verkür-

zung der Restschuldbefreiung beschlossen

Mit dem am 1.7.2020 von der Bundesregierung

beschlossenen Gesetzentwurf zur weiteren Ver-

kürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens

werden die Vorgaben der Richtlinie über Re-

strukturierung und Insolvenz zur Restschuldbe-

freiung umgesetzt, wonach das Verfahren nur

noch drei Jahre statt bisher im Regelfall sechs

Jahre dauern soll. Damit solle, so Bundesjustiz-

ministerin Lambrecht, überschuldeten Unterneh-

men, Selbständigen und Privatpersonen ein

schnellerer Neuanfang ermöglicht werden.
(Newsletter BMJV vom 1.7.2020)
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